
Weltenschºpfer. Der Mensch darf ab-
hªngig sein. Auch jeder Politiker muss 
sich fragen, ob er Ăselber der Aller-
hºchste sein will oder dem Allerhºchs-
ten verpflichtet sein will.ñ (1) 
 
Es ist auf alle Fªlle eine im GroÇen und 
Ganzen vern¿nftige Sachpolitik, die die 
CDU auszeichnet. Eine Politik der Mit-
te, die bisher allen Extremen widerstan-
den hat, die populistischen Verf¿hrungs-
argumenten wiederstanden hat und hof-
fentlich auch weiterhin widersteht. 

 
Und dann ist es wohl 
auch eine Ahnung, die 
die Menschen haben, 
dass es doch etwas 
GrºÇeres und Wichti-
geres gibt, als gut 
durch den Tag zu 
kommen, dass es eines 
Kompasses bedarf, der 
in un¿bersichtlichem 
Gelªnde eine Richtung 
anzeigen kann, in die 
man gehen muss. 
Wertepolitik nennen 
das die Politprofis. 
Und dies ist hoffent-
lich der eigentliche, 
oft verborgene Grund, 
warum eine Politik aus 
christlichem Verstªnd-
nis auf Dauer erfolg-

reich sein kann, auch wenn sich die Ant-
worten auf konkrete Sachfragen ¿ber die 
Jahre hinweg ªndern kºnnen. 
 
Deshalb ist es gut, dass sich die CDU 
Deutschlands wieder einmal freiwillig 
einem Lªuterungsprozess unterzieht, der 
da heiÇt Erarbeitung eines neuen Grund-
satzprogramms. Und wieder gilt: Der 
Weg ist bald wichtiger als das Ziel. Die 
Gesellschaft muss mitgenommen wer-
den, sonst wird sie auch anstehende    

Was ist der Kitt in unserer Gesellschaft? 
Was brauchen wir, um gut zusammen le-
ben zu kºnnen? Welcher Gesellschafts-
entwurf ist zukunftstauglich? Diese Fra-
gen m¿ssen in gewissen Abstªnden im-
mer wieder neu gestellt und neu beant-
wortet werden. Bei der Suche nach der 
richtigen Antwort werden wir auf alte, 
z.T. sehr alte, gesellschaftliche Erfah-
rungen zur¿ckgreifen kºnnen, werden 
aber auch Fragen beantworten m¿ssen, 
die sich vor kurzem ¿berhaupt noch 
nicht stellten. 
 
Es gibt keinen gesell-
schaftlichen Konsens 
mehr ¿ber die Grund-
lagen und Ziele der 
Gesellschaft. Es gibt 
keine Verstªndigung 
mehr, worin der ein-
zelne Mensch in sei-
ner Existenz den Sinn 
seines individuellen 
Lebens finden kann. 
Ja, es gibt noch nicht 
einmal mehr eine Ver-
stªndigung dar¿ber, 
ob der Mensch sein 
Leben selber finden 
kann oder ob er dazu 
die Gemeinschaft na-
her Angehºriger, 
Freunde, familiªrer 
Bindungen oder ande-
rer Beziehungen bedarf. Ja, es gibt auch 
keine Verstªndigung mehr dar¿ber, ob 
f¿r ein Volk, eine Nation oder einen 
Staat oder die Gattung Mensch als sol-
che die Bindung oder R¿ckbindung an 
eine Religion zur Sinnfindung notwen-
dig und hilfreich sein kann. 
 
Was kºnnen wir als Menschen leisten? 
Was kºnnen wir aber auch getrost dem 
Lauf der Zeit ¿berlassen? Christen wis-
sen: Der Mensch ist nicht selbst der 
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¿brigens auf beiden Seiten. In der R¿ckschau aber 
stellen sich die Bef¿rchtungen fast immer als ¿ber-
trieben heraus. Die liberalen Amerikaner nehmen 
uns nicht einmal Trump ¿bel. Der Vater eines zu 
fr¿h verstorbenen Genies namens Steve Jobs hieÇ 
¿brigens Abdulfattah Jandali und war Anfang der 
F¿nfzigerjahre aus dem syrischen Homs in die USA 
eingewandert. Lªsst sich daraus der Schluss ziehen, 
dass die USA von der syrischen Einwanderung stªr-
ker profitiert haben als von der deutschen? Oder 
vielleicht nur, dass Zuwanderung immer beides ist: 
Bereicherung und Belastung? 
 
Georg Mascolo in der S¿ddeutschen Zeitung Nr. 154 
vom 7./8. Juli 2018 
 
 
Der Schriftsteller Carl Zuckmayer greift 1947 in 
seinem Theaterst¿ck ĂDes Teufels Generalñ die 
Metapher der ĂVºlkerm¿hle Europasñ auf.  Er 
redet, zwar betrunken, seinem Fliegerleutnant Hart-
mann ins Gewissen, der sich Sorgen um seine Ah-
nenreihe macht, weil seine Verlobte  wegen einer 
Unklarheit in seinem Stammbaum die Verlobung ge-
lºst hat: 
 
ĂUnd jetzt stellen Sie sich doch mal Ihre Ahnenreihe 
vor ï seit Christi Geburt. Da war ein rºmischer Feld-
hauptmann, ein schwarzer Kerl, braun wie ne reife 
Olive, der hat einem blonden Mªdchen Latein beige-
bracht. Und dann kam ein j¿discher Gew¿rzhªndler 
in die Familie, das war ein ernster Mensch, der ist 
noch vor der Heirat Christ geworden und hat die ka-
tholische Haustradition begr¿ndet. ï Und dann kam 
ein griechischer Arzt dazu, oder ein keltischer Legi-
onªr, ein Graub¿ndner Landsknecht, ein schwedi-
scher Reiter, ein Soldat Napoleons, ein desertierter 
Kosak, ein Schwarzwªlder Flºzer, ein wandernder 
M¿llerbursch vom ElsaÇ, ein dicker Schiffer aus 
Holland, ein Magyar, ein Pandur, ein Offizier aus 
Wien, ein franzºsischer Schauspieler, ein bºhmi-
scher Musikant ï das hat alles am Rhein gelebt, ge-
rauft, gesoffen und gesungen und Kinder gezeugt ï 
und ï und der Goethe, der kam aus demselben Topf, 
und der Beethoven und der Gutenberg, und 
der Matthias Gr¿newald, und ï ach was, schau im 
Lexikon nach. Es waren die Besten, mein Lieber! 
Die Besten der Welt! Und warum? Weil sich die 
Vºlker dort vermischt haben. Vermischt ï wie die 
Wasser aus Quellen und Bªchen und Fl¿ssen, damit 
sie zu einem groÇen, lebendigen Strom zusammen-
rinnen. Vom Rhein ï das heiÇt: vom Abendland. Das 
ist nat¿rlicher Adel. Das ist Rasse. Seien Sie stolz 
darauf, Hartmann ï und hªngen Sie die Papiere Ihrer 
GroÇmutter in den Abtritt. Prost.ñ (1) 
 
 
(1)  Carl Zuckmayer: Des Teufels General. Fischer 
Taschenbuch S. 64f , zitiert nach WIKIPEDIA 

Was unsere Gesellschaft zusammenhªlt 

politische Entscheidungen nicht unterst¿tzen.  
 
Es gibt seit einigen Jahren einen neuen Ausdruck, der 
zu Recht Eingang in den Koalitionsvertrag von CDU, 
CSU und SPD gefunden hat. Er heiÇt 
Ăgesellschaftlicher Zusammenhaltñ.  Schon in der 
¦berschrift lesen wir ĂEin neuer Zusammenhalt f¿r un-
ser Landñ und finden weitere 20 Fundstellen. Den Ver-
fassern des Koalitionsvertrages ist offensichtlich klar, 
dass mit dem Schwinden des gesellschaftlichen Zusam-
menhaltes auch die demokratische Verfasstheit unserer 
Gesellschaft in Gefahr gerªt. 
 
F¿r die Arbeit des EAK ist dieses ein gutes Vorzei-
chen.  Wer im christlichen Glauben verankert ist, kennt 
die Nªchstenliebe. Dieses Wort hat zu Recht auch sei-
nen Platz im sªkularen Wortschatz gefunden. Wir m¿s-
sen nun definieren, was die richtige Beschreibung und 
damit Aufgabe im heraufziehenden digitalen und glo-
balen Zeitalter sein soll. 
 
Der notwendige Zusammenhalt hat nat¿rlich auch eine 
globale Dimension. Nehmen wir nur die EU. Populis-
ten wie Orban, Salvini, Kaczynski und Babis versu-
chen ,die Meinungsf¿hrerschaft in Europa zu ¿berneh-
men. Einige, auch in der CDU, finden das gut, ich 
nicht. Wollen wir wirklich eine R¿ckkehr in die Dun-
kelheit? Der Grenzen? Des Nationalismus? Es ist nicht 
zu spªt. Schmettern wir den Demagogen lieber Fried-
rich Schillers Ode 'An die Freude' entgegen: 'Alle Men-
schen werden Br¿der, wo dein sanfter Fl¿gel weilt'. (2) 
 
Alles Gerede, dass die CDU nach rechts r¿cken soll, 
dass sie konservativer werden soll, wird entlarvt durch 
die moderne ¦bersetzung des alten Wortes Nªchsten-
liebe. Es wird heiÇen: gesellschaftlicher Zusammen-
halt. Daf¿r soll sich der EAK in der CDU und in der 
ganzen deutschen Gesellschaft und dar¿ber hinaus tat-
krªftig einsetzen. 
 
J¿rgen Scharf 
 
Quellennachweis: 
1 Beckstein, Vortrag Hermannsburg ĂPolitik und Re-
formationñ 01.02.2014  
2 SinngemªÇes Zitat aus  DER NEUE TAG aus Wei-
den 29.06.2018 
 
Es tut weh zu sehen, was heute im Internet und im 
Bundestag wieder ohne Scham gesagt wird 
 
Integration ist ein komplizierter Prozess. Er funktio-
niert besonders gut, wenn f¿r die Hinzugekommenen 
wichtiger wird, wo sie hinwollen, als die Frage, wo sie 
herkommen. Und wenn die Mehrheitsgesellschaft sich 
entscheidet, dass sie dazugehºren und sie dies auch 
sp¿ren lªsst. ĂHeimat ist nie ein Begriff, der zur Aus-
grenzung taugt. Er ist immer eine Einladung. Zuwande-
rung ist auch immer mit Verunsicherung verbunden, 
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ĂHeimatñ scheint in der gegenwªrtigen Politik zu 
einem programmatischen Schl¿sselwort zu werden, 
etwa wenn sich das Bundesinnenministerium neuer-
dings als ĂHeimatministeriumñ ausweist und in ¿ber-
regionalen Zeitungen lange Beitrªge zum Thema Hei-
mat erscheinen (z.B. Seehofer FAZ 29.04.2018). Un-
ser Bildungsforum der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Sachsen-Anhalt macht schon seit lªngerem ausdr¿ck-
liche Veranstaltungsangebote mit Heimatbezug. 
Selbst Parteien, f¿r die bisher Heimat als ein Aus-
druck ĂspieÇiger Idylleñ galt, widmen sich neuerdings 
diesem Anliegen. So veranstaltete k¿rzlich (28. Juli 
2018) der bayrische 
Landesverband von 
B¿ndnis 90/Gr¿nen in 
Regensburg einen 
ĂHeimatkongressñ.  
 
Auch wenn in unserer 
Partei der Begriff fr¿-
her weniger spektaku-
lªr behandelt wurde als 
es derzeit oft ge-
schieht, in der Pro-
grammatik der CDU 
hat der Bezug zur Hei-
mat seit langem seinen 
festen Platz. Beispiel-
haft sei eine Aussage 
unseres (noch) aktuel-
lem Grundsatzpro-
grammes zitiert, das 
auf dem 21. Bundes-
parteitag 2007 in Han-
nover beschlossen wur-
de: 
ĂOhne die gemeinsame Wertschªtzung unseres frei-
heitlichen Gemeinwesens, ohne Patriotismus, ohne 
die Bereitschaft, in Heimat und Nation Pflichten zu 
erf¿llen, Verantwortung zu ¿bernehmen und Solidari-
tªt zu ¿ben, kann ein Staat nicht gedeihen.ñ(Ziffer 33) 
 
Dieser Satz steht unter der ¦berschrift 
ĂZusammenhalt unserer Gesellschaftñ in dem Ein-
gangskapitel, das sich mit unserem Selbstverstªndnis 
als Christdemokraten beschªftigt, und scheint mir 
besonders bedenkenswert.  
 
Gerade der freiheitliche Staat, der jedem Einzelnen 
breite und vielfªltige individuelle Entfaltungsmºg-
lichkeiten bietet, muss in besonderer Weise auf die 
Bindekrªfte achten, die seinen Zusammenhalt als Ge-
meinschaft freier Menschen gewªhrleisten. Diese 
Bindekrªfte bestehen vor allem in einer allgemeinen 
Entschlossenheit zum solidarischen Handeln und in 
der Bereitschaft, Verantwortung f¿r das Gemeinwe-
sen zu ¿bernehmen.  
 
So erforderlich diese Solidaritªt und Verantwortungs-

bereitschaft auch sein mºgen, solche Tugenden ent-
stehen nicht im Selbstlauf und sind auch weniger das 
Ergebnis wohlmeinender Appelle, wie sie oft genug 
mit volkserzieherischem Gestus von Politik und Me-
dien verbreitet werden. Die Kraft und Motivation zu 
Solidaritªt und Verantwortungsbereitschaft entwi-
ckeln sich meist aus Bindungen und Bez¿gen heraus, 
die an Vertrautes und Gemeinsames ankn¿pfen. Sie 
entstehen jedenfalls nur sehr schwer unter bezie-
hungslosen Verhªltnissen.  Hier liegt f¿r mich eine 
wichtige und aktuelle politische Bedeutung dessen, 
was man mit dem Begriff ĂHeimatñ zum Ausdruck 

bringt.  
 
In unserer Zeit, die 
stark von wirtschaftli-
cher wie politischer 
Globalisierung aber 
auch von gesellschaftli-
cher Individualisierung 
geprªgt ist, wird die 
W¿rdigung von Hei-
matliebe und Heimat-
bindung zu einem An-
liegen moderner Politik, 
denn hier ist eine Quel-
le f¿r Motive gemein-
schaftsstªrkenden 
Handelns zu finden.   
 
Zur Programmatik der 
Unionsparteien gehºrt 
schon immer auch die 
Auseinandersetzung 
mit den Traumata der 

Flucht und Vertreibung, die Millionen Deutsche 
im Zuge und in Folge des 2. Weltkrieges erleiden 
mussten. Hitlers rassistische und menschenverach-
tende Politik hatte Deportationen, Zwangsumsied-
lungen und Vertreibungen zur schrecklichen Praxis 
gemacht. SchlieÇlich wurden auch Millionen Deut-
sche zum Opfer eines solch brutalen Heimatverlus-
tes. Wenn wir besonders im Rahmen der Arbeit der 
Ost- und Mitteldeutschen Vereinigung (OMV) der 
CDU an die Tragºdien dieser Zeit erinnern, so geht 
es uns darum, einen Kulturbruch aufzuarbeiten, der 
mit dem Heimatverlust von Millionen Deutscher 
verbunden war. Es geht aber auch darum, aus diesen 
schrecklichen historischen Erfahrungen zukunftsori-
entiert Schlussfolgerungen zu ziehen. Die OMV hat 
sich deshalb sehr fr¿h zu einem ĂRecht auf Hei-
matñ bekannt, welches sich unmittelbar aus der all-
gemeinen Erklªrung der Menschenrechte der Verein-
ten Nationen ableitet. Auch wenn die vºlkerrechtli-
che Verankerung dieses ĂRechts auf Heimatñ mitun-
ter noch umstritten ist, Vertreibungen, ethnische 
Sªuberungen und Zwangsumsiedlungen sind -gerade 
vor dem Hintergrund der Erfahrungen unseres Vol-
kes- Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die es zu 

Über Heimat und Heimatverlust  

Dr. Christoph Bergner 
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verurteilen und zu bekªmpfen gilt.    
 
Der Verlust von Heimat ist im Europa des 20. Jahr-
hundert aber nicht allein durch die Vertreibungen und 
Zwangsumsiedlungen geschehen. Es ist auch ¿ber 
Heimatverlust zu berichten, der sich durch Entfrem-
dung entwickelte. Die Deutschen, die nach 1950 als 
Aussiedler und Spªtaussiedler aus den mittelost- und 
osteuropªischen Staaten und aus der ehemaligen Sow-
jetunion zu uns kamen, kºnnen oft von dieser Art 
Heimatverlust berichten. Zwangsassimilation, Unter-
dr¿ckung der eigenen Muttersprache und der eigenen 
deutschen Identitªt haben die Heimat, in der man lebt, 
zur Fremde werden lassen. So sollten beispielsweise 
die relativ wenigen heimatverbliebenen Deutschen 
Oberschlesiens in kommunistischer Zeit durch 
Sprachverbot und Identitªtsleugnung marginalisiert 
werden, weil die Volksrepublik Polen dem Leitbild 
eines ethnisch homogenen Staates folgte. Die jahr-
zehntelange Unterdr¿ckung und Zwangsassimilation 
der Russlanddeutschen in der Sowjetunion f¿hrte oft 
zum Verlust ihrer deutschen Sprachbindung. Es ist f¿r 
viele russlanddeutsche Spªtaussiedler deshalb eine 
Krªnkung, wenn sie in unserer Gesellschaft wegen 
ihrer mangelhaften Deutschkenntnisse in oberflªchli-
cher Weise als ĂRussenñ oder ĂDeutschrussenñ be-
zeichnet werden. Diese Deutschen waren einst eine 
der bedeutsamen Nationalitªten des Vielvºlkerstaates 
Russland bzw. der jungen Sowjetunion. Nach Hitlers 
¦berfall 1941 hat Stalin an ihnen Rache genommen, 
nicht weil sie f¿r diesen ¦berfall verantwortlich wa-
ren, sondern weil sie Deutsche waren. Die Jahrzehnte 
der Unterdr¿ckung und die Enttªuschungen nach dem 
Zerfall des Sowjetstaates haben viele auf der Suche 
nach Heimat zur¿ck in das Land ihrer Vorfahren ge-
f¿hrt, nach Deutschland, das unter ihnen immer als 
ihre Ăhistorische Heimatñ bezeichnet worden war. 
 

Es gibt also auch Heimatverlust durch Entfrem-
dung, wenn Dinge, die heimatliche Bindung und Ver-
trautheit gewªhren, zerstºrt werden oder verloren 
gehen. Hier lohnt es sich dar¿ber nachzudenken, ob 
die dramatische Entkirchlichung, die wir zu DDR- 
Zeiten erleben mussten, nicht auch ein Heimatverlust 
war, dessen Dimension gerade durch die j¿ngste Sta-
tistik der Kirchenmitgliedschaft verdeutlicht wird:  Im 
gesamtdeutschen Durchschnitt gehºren aktuell 55% 
der Bevºlkerung einer der christlichen Kirchen an,  in 
Sachsen-Anhalt sind es nur noch 13,84%.   
 
Spªtestens seit der Fl¿chtlingskrise 2015/16 wird 
(meist nur hinter vorgehaltener Hand) die Gefahr des 
ĂHeimatverlustesñ diskutiert, der infolge massenhaf-
ter Zuwanderung aus fremden Kulturkreisen zu er-
warten wªre. Sorgen dieser Art haben offenbar Be-
r¿cksichtigung in einem Positionspapier der CSU 
vom Januar 2017 gefunden, welches unsere Schwes-
terpartei unter die ¦berschrift ĂDeutschland muss 
Deutschland bleibenñ stellte und in dem sie eine 

Obergrenze von max. 200.00 Fl¿chtlingen pro Jahr 
forderte. Die nachfolgende Kontroverse ¿ber die 
Sinnhaftigkeit und rechtliche Durchsetzbarkeit von 
Obergrenzen bei der humanitªren Fl¿chtlingsaufnah-
me orientierte sich vorwiegend an den begrenzten 
Kapazitªten f¿r Eingliederung und Versorgung der 
Fl¿chtlinge oder auch an den notwendigen Bedin-
gungen der Aufrechterhaltung von Recht und Ord-
nung im Lande.  Die Frage nach Grenzen, bei deren 
¦berschreitung eine Ă¦berfremdungñ der einheimi-
schen Bevºlkerung zu bef¿rchten sein kºnnte, wur-
den bisher kaum mit dem erforderlichen Problembe-
wusstsein und der notwendigen Sachlichkeit erºrtert. 
 
Im Rahmen der bestehenden auslªnderrechtlichen 
Regelungen wird das Aufenthaltsrecht von Zuwan-
derern unter verschiedenen Gesichtspunkten des 
ºffentlichen Interesses zu begrenzen versucht: Si-
cherheit, Rechtsfrieden, Tragfªhigkeit der Sozialsys-
teme usw. Ein Kriterium, das durchaus f¿r die Ein-
f¿hrung einer Obergrenze der Zuwanderung relevant 
erscheint, ist offenkundig juristisch nicht zu fassen: 
Die Auswirkung der Migration auf den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt. Nach meiner Beobachtung 
steht eine oft unbewusste Sorge um den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt hinter der Kritik vieler Men-
schen an den groÇz¿gigen Zuwanderungsentschei-
dungen im Herbst 2015.  Wenn wir bei unserer The-
se bleiben, dass heimatliche Vertrautheit eine unver-
zichtbare Quelle f¿r Motive gemeinschaftsstªrken-
den Verhaltens darstellt, d¿rfen wir diese Sorge vie-
ler Menschen vor den Folgen hoher Fl¿chtlings- 
bzw. Zuwanderungszahlen nicht ignorieren.   
 
Wir m¿ssen uns vielmehr offen und vorurteilsfrei 
mit der Frage auseinandersetzen, ob im Zuge der 
Zuwanderung aus fernen Kulturen, tatsªchlich das 
Risiko einer relevanten Entfremdung bzw. eines 
Heimatverlustes der angestammten Bevºlkerung zu 
bef¿rchten ist und wie wir dieser (womºglich nur 
eingebildeten?) Gefahr begegnen kºnnen.  
 
Zur Beheimatung eines Menschen gehºrt auch die 
Bindung an seine Muttersprache. In der russland-
deutschen Literatur wird hªufig auf die Liebe zur 
deutschen Muttersprache Bezug genommen. Ich 
mºchte deshalb mit einem Gedicht der russlanddeut-
schen Dichterin Erna Hummel abschlieÇen, die an 
die Leiden ihrer Deportation und Verbannung erin-
nert, indem sie ihre Liebe zur sprachlichen Heimat, 
zur deutschen Muttersprache bekennt: 
 

Dr. Christoph Bergner 
Ministerprªsident a.D. 

(Das Gedicht finden Sie auf Seite 5 dieses Heftes.) 
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An meine Muttersprache 
 
Erna Hummel (1914-1988) 
 
Durch dich verlor ich einst mein Vaterhaus.  
Erniedrigt muÇtô ich in die Welt hinausé  
Doch deiner Lieder traute Melodien  
lieÇ leise ich in meine Seele ziehen.  
 
Als deinetwegen ich im Staube lag,  
warst du es doch, die neue Kraft mir gab.  
Und wenn man deinetwegen mich verhºhnt,  
hab ich mit meiner Liebe dich gekrºnt.  
 
Und als der Tod durch Menschenreihen schlich  
und Grab um Grab sich ºffnete f¿r dich,  
du bliebst mir nah, ich habe dich geliebt,  
du warst f¿r mich mein allerschºnstes Lied.  
 
Wo man verªchtlich dreimal dich verflucht,  
habô ich dein Wort, dein zªrtlich Wort gesucht.  
Und wenn kein Freund mehr klopfte an die T¿r,  
warst du mein Trost ï ich fl¿chtete zu dir.  
 
Im tiefsten Elend und im grºÇten Schmerz  
gehºrte dir mein schuldlos schuldig Herz.  
Ein Trªnenmeer hat meinen Blick getr¿bt,  
wenn Freveltaten man an dir ge¿bt.  

 
Auch hier warst du nah und sagtest: ĂWeine nicht!  
Die Wahrheit siegt, wirft ¿ber mich ihr Licht  
Still deine Trªnen, denn der Tag ist nah,  
wo du erfªhrst, wie unrecht mir geschah!ñ  
 
Ich glaubte dir, ich jubelte dir zu  
und fand durch dich auch die ersehnte Ruh.  
Aus deinen Quellen schºpfte ich den Saft,  
der mich gesund und glaubensfroh gemacht.  
 
Wenn ich im Staub auch deinetwegen lag,  
bliebst du die Kraft, die neue Hoffnung gab,  
wenn ich auch tausendmal durch dich verlor,  
ein Hoch dem Gl¿ck, das ich durch dich erkor! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mitgliedskirchen der ACK Sachsen-Anhalt 
 
Den Beitrag ĂUnbekannte ¥kumeneñ ¿ber die Arbeit 
der ACK finden Sie auf den Seiten 10 und 11. 
 

¶ Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden 
(Baptisten) 

¶ Bund Freier evangelischer Gemeinden in 
Deutschland 

¶ Evangelische Br¿der-Unitªt (Herrnhuter Br¿-
dergemeine) 

¶ Evangelische Kirche in Mitteldeutschland 

¶ Evangelische Landeskirche Anhalts 

¶ Evangelisch-Lutherische Landeskirche in 
Braunschweig 

¶ Evangelisch-methodistische Kirche 

¶ Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in 
Deutschland 

¶ Russisch-Orthodoxe Kirche - Moskauer Patri-
archat 

¶ Bistum Magdeburg (rºmisch-katholische 
Kirche) 

¶ Selbstªndige Evangelisch-Lutherische Kirche 

¶ Armenisch-Apostolische Kirche in Sachsen-
Anhalt 

¶ Koptisch-Orthodoxes Patriarchat 
 
Gastmitglieder 
 

¶ Apostelamt Jesu Christi 

¶ Apostolische Gemeinschaft 

¶ Bund Freikirchlicher Pfingstgemeinden 

¶ Freikirche der Siebenten-Tags-Adventisten 

¶ Neuapostolische Kirche in Sachsen-Anhalt/ 
Gebietskirche Nord- und Ostdeutschland 

Über Heimat und 

Heimatverlust  
Unbekannte Ökumene  
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Das Verhªltnis von Religion und Politik hat in 
Deutschland eine lange und wechselvolle Geschichte. 
Als einzige Konstante lªsst sich wohl festhalten, dass 
beide Aspekte des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens immer eng miteinander verflochten waren und 
sich fortwªhrend gegenseitig beeinflusst haben. Wie 
unterschiedlich Religion und Politik aufeinander ein-
wirken kºnnen, wird anhand von drei historischen 
Beispielen erkennbar: der Bedeutung der Reformation 
im 17. und 18. Jahrhundert, der Rolle der Kirchen im 
Dritten Reich und der Rolle der Kirchen in der DDR. 

I. Bedeutung der Reformation  

Ursache der Reformation 
war der Umstand, dass sich 
die mittelalterliche Kirche 
zunehmend von den 
Grundsªtzen des christli-
chen Glaubens lºste. Auf 
der einen Seite wurden die 
Glªubigen  von der Pest 
heimgesucht und lebten in 
groÇer Armut. Das f¿hrte 
dazu, dass sie sich nach 
mehr Spiritualitªt sehnten. 
Auf der anderen Seite 
strebte die Kirche nach 
weltlicher Macht, was sich 
in der Wahl von Gegen-
pªpsten ªuÇerte. AuÇerdem 
suchten die Geistlichen 
nach Prachtentfaltung, etwa 
durch den Bau des Peters-
doms in Rom. Damit ent-
fernten sie sich immer wei-
ter von den Bed¿rfnissen 
der Glªubigen. Schlimmer 
noch, die Kirche nutzte die 
Sehnsucht der Glªubigen 
nach mehr Spiritualitªt f¿r 
weltliche Zwecke aus, in-
dem sie bspw. den Wunsch 
nach Erlºsung mithilfe von 
Ablassbriefen in klingende 
M¿nze verwandelte.  

Auf dieser Grundlage konnte die Reformationsbewe-
gung von Martin Luther schnell FuÇ fassen. Dabei 
ging es Luther nicht darum, die Kirche zu beseitigen. 
Vielmehr wollte er sie so verªndern, dass sie sich 
wieder den Fundamenten des christlichen Glaubens 
zuwandte. Dementsprechend ¿bersetzte Luther nach 
seiner Flucht vom Reichstag zu Worms auf die Th¿-
ringer Wartburg die Bibel in die deutsche Sprache 
und machte das Wort Gottes dadurch  f¿r immer mehr 
Glªubige verstªndlich.  

Das Ziel, das Martin Luther anstrebte, konnte er je-
doch nicht in der beabsichtigten Weise verwirkli-
chen. Nat¿rlich legte Luther den Grundstein f¿r eine 
aufgeklªrte Gesellschaft, indem er ¿berkommene 
Denkweisen aufbrach. Aber die Reformation hatte 
auch andere Auswirkungen.  

In dem Bewusstsein, dass die Obrigkeit keine unein-
geschrªnkte Autoritªt mehr genoss, lehnte sich die 
Landbevºlkerung im Bauernkrieg gegen ihre F¿rsten 
auf. Am Ende wurde der Aufstand jedoch blutig 
niedergeschlagen.    

 
AuÇerdem wurde die Refor-
mation f¿r den Machtkampf 
zwischen Landesf¿rsten, die 
sich dem Protestantismus 
zuwandten, und Landesf¿rs-
ten, die weiter der Rºmi-
schen Kirche folgten, poli-
tisch vereinnahmt. Dieser 
Machtkampf wurde nur zwi-
schenzeitlich mit dem Augs-
burger Religionsfrieden bei-
gelegt und m¿ndete schlieÇ-
lich in den DreiÇigjªhrigen 
Krieg.             

Diese historische Entwick-
lung lªsst ein Muster erken-
nen. Martin Luther trat mit 
seinen Worten daf¿r ein, 
sich auf den wahren Glauben 
zu besinnen. Daher rief er 
die Menschen auf, sich in 
erster Linie an der Bibel zu 
orientieren. Zu Beginn nah-
men die Menschen diese 
Botschaft so auf, wie Luther 
es anstrebte. Mit der Zeit 
wurde die Botschaft aber 
politisch instrumentalisiert 
und als Rechtfertigung f¿r 
Krieg missbraucht. Das Be-
kenntnis zu einem Glauben 

wurde zunehmend mit dem Bekenntnis zu einem 
politischen Lager gleichgesetzt.   

Es bleibt also festzuhalten, dass eine R¿ckbesinnung 
auf den Glauben erforderliche Reformen anstoÇen 
kann. Dieser AnstoÇ kann aber auch politisch instru-
mentalisiert werden. Jeder Einzelne sollte sorgfªltig 
pr¿fen, ob das, was im Namen seines Glaubens ge-
schieht, auch wirklich seinem Glauben entspricht. 
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II. Die Rolle der Kirchen im Dritten Reich. 

Die Nationalsozialisten standen den Kirchen zwie-
spªltig gegen¿ber. Auf der einen Seite r¿ckten sie das 
Germanentum und den Glauben an nordische Gºtter 
in den Vordergrund. Auf der anderen Seite schrieb 
Hitler im Jahr 1923 in seiner Hetzschrift ĂMein 
Kampfñ noch unter Berufung auf den monotheisti-
schen Gott:  ĂIndem ich mich des Juden erwehre, er-
f¿lle ich das Werk des Herrn.ñ Nach Erlass des Er-
mªchtigungsgesetzes im Jahr 1933 ªuÇerte er in ªhnli-
cher Denkweise: ĂDie nationale Regierung sieht in 
den beiden christlichen Konfessionen die wichtigsten 
Faktoren zur Erhaltung unseres Volkstums.ñ 

In diesem Sinne bem¿hten sich die Nationalsozialis-
ten in den ersten Jahren ihrer Herrschaft auch nicht 
vordergr¿ndig, die Kirchen abzuschaffen. Vielmehr 
wollten sie die Kirchen im sogenannten 
ĂKirchenkampfñ mºglichst Ăgleichschaltenñ.  

Die katholische Kirche stand dem Nationalsozialis-
mus ablehnend gegen¿ber. Im Jahr 1932 verlautbarten 
die deutschen Diºzesen, dass die Zugehºrigkeit zur 
NSDAP Ăunvereinbar mit dem christlichen Glaubenñ 
sei. Dementsprechend war die Zahl von NSDAP-
Mitgliedern in katholischen Regionen auch deutlich 
geringer als in anderen Teilen des Deutschen Reiches.  

Gleichwohl vereinbarte der Heilige Stuhl im Jahr 
1933 mit Hitler das Reichskonkordat, welches die 
Belange der katholischen Staatskirche regelte. Dieses 
Konkordat brachte Hitler zum einen internationale 
Anerkennung. Zum anderen ignorierte Hitler die ver-
einbarten Garantien. Katholische Gewerkschaften und 
die Zentrumspartei wurden bspw. verboten.  

Im Angesicht der zunehmenden Gewalt erhob die 
Katholische Kirche ihre Stimme nur sehr zºgerlich 
gegen den Holocaust und den drohenden Krieg. Statt-
dessen versuchte man im Hintergrund, Einfluss auf 
einzelne Schicksale zu nehmen. 

Die evangelischen Kirchen distanzierten sich nicht so 
deutlich vom Nationalsozialismus. Ihre Strukturen 
wurden teilweise vereinnahmt. 

Bei Einf¿hrung des sogenannten ĂGesetzes zur Wie-
derherstellung des Berufsbeamtentumsñ im Jahr 1933 
lehnten die evangelischen Kirchen die Regelung, mit 
der Juden von ºffentlichen  mtern ausgegrenzt wur-
den, entschieden als unchristlich ab. 

Daraufhin ernannte Hitler den Wehrkreispfarrer Lud-
wig M¿ller, einen ¿berzeugten Nationalsozialisten, zu 
seinem sogenannten ĂVertrauten und Bevollmªchtig-
ten f¿r die Fragen der evangelischen Kircheñ. Dies 

nahmen die ĂDeutschen Christenñ, eine Gruppe nicht 
minder ¿berzeugter Nationalsozialisten, zum Anlass, 
sich f¿r wichtige  mter in den evangelischen Kir-
chen zur Wahl zu stellen. Tatsªchlich gewannen sie 
zahlreiche Mandate. 

Auf diese Entwicklung reagierte die 
ĂJungreformatorische Bewegungñ, die sich nur ih-
rem christlichen Glauben verpflichtet f¿hlte, mit der 
Gr¿ndung der geeinten ĂDeutschen Evangelischen 
Kircheñ. Zu deren Vorsitzenden wªhlten sie den 
allseits geachteten Bischof Friedrich von Bodel-
schwingh.  

Hitler hingegen sah in der Gr¿ndung der ĂDeutschen 
Evangelischen Kircheñ einen Rechtsbruch. Dement-
sprechend setzte er Friedrich von Bodelschwingh ab, 
bestimmte Ludwig M¿ller zum Nachfolger und glie-
derte die ĂDeutsche Evangelische Kircheñ als Kºr-
perschaft in das Dritte Reich ein.    

Zwar spalteten sich spªter einzelne Gruppen von der 
ĂDeutschen Evangelischen Kircheñ ab, etwa die 
ĂBekennende Kircheñ, die Oppositionsarbeit leistete; 
jedoch verblieb die Mehrheit der Gemeinden in dem 
Verbund zur¿ck, nahm die Gleichschaltung hin oder 
unterst¿tzte gar in Teilen das Regime. 

Erst gegen Kriegsende machten die Nationalsozials-
ten dann deutlich, dass ihr eigentliches Ziel in der 
Beseitigung der ĂDeutschen Evangelischen Kircheñ 
und auch der katholischen Kirche zugunsten eines 
ideologisch verklªrten Germanentums bestand.  

Festzuhalten bleibt, dass vor allem die evangelische 
Kirche in ihren Reihen ¿berzeugte Nationalsozialis-
ten hatte. Von diesen gehemmt, leistete sie gegen 
das nationalsozialistische Regime keinen entschlos-
senen Widerstand. Minderheiten blieb es ¿berlassen, 
im Sinne des christlichen Glaubens aktiv zu werden.   

Dies f¿hrt zu der Erkenntnis, dass die weltlichen 
Strukturen nicht immer maÇgeblich sein d¿rfen. 
Vielmehr kommt es auf die Inhalte des Glaubens an, 
die jeder einzelne in den Mittelpunkt seines Han-
delns stellen sollte.  

Es lªsst sich nicht hoch genug schªtzen, dass unsere 
Gesellschaft heute nicht mit einer solchen Situation 
konfrontiert ist. Die Kirchen leisten in unserem de-
mokratischen Rechts- und Sozialstaat zuverlªssige 
Arbeit im Sinne des christlichen Glaubens. 

III. Die Rolle der Kirchen in der DDR  

Das DDR-Regime baute seinen Staat auf der Lehre 
vom Marxismus-Leninismus auf. Dabei war es Karl 
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Marx selbst, der die Rolle der Religion im Kommu-
nismus definierte. In seiner 1844 verfassten Schrift 
ĂZur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophieñ 
schrieb er die bekannten Worte:  

ĂDie Religion ist der Seufzer der bedrªngten Kreatur, 
das Gem¿t einer herzlosen Welt, wie sie der Geist 
geistloser Zustªnde ist. Sie ist das Opium des Volks. 
Die Aufhebung der Religion als des illusorischen 
Gl¿cks des Volkes ist die Forderung seines wirkli-
chen Gl¿cks: Die Forderung, die Illusionen ¿ber sei-
nen  Zustand aufzugeben, ist die Forderung, einen 
Zustand aufzugeben, der der Illusionen bedarf. Die 
Kritik der Religion ist also im Keim die Kritik des 
Jammertales, dessen Heiligenschein die Religion ist.ñ 

Auch Wladimir Iljitsch Lenin widmete sich der politi-
schen Bedeutung der Religion. In seiner 1905 verfass-
ten Schrift ĂSozialismus und Religionñ ªuÇerte er: 

ĂDenjenigen, der sein Leben lang arbeitet und Not 
leidet, lehrt die Religion Demut und Langmut hienie-
den und vertrºstet ihn mit der Hoffnung auf himmli-
schen Lohn. Diejenigen aber, die von fremder Arbeit 
leben, lehrt die Religion Wohltªtigkeit hienieden, 
womit sie ihnen eine recht billige Rechtfertigung ih-
res ganzen Ausbeuterdaseins anbietet und Eintritts-
karten f¿r die himmlische Seligkeit zu erschwingli-
chen Preisen verkauft. Die Religion ist das Opium des 
Volks. Die Religion ist eine Art geistigen Fusels, in 
dem die Sklaven des Kapitals ihr Menschenantlitz 
und ihre Anspr¿che auf ein halbwegs menschenw¿r-
diges Leben ersªufen.ñ 

In ihrer Zusammenschau kennzeichnen diese beiden 
Zitate Religion als etwas grundhaft Negatives. Sie 
lehnen die Existenz Gottes ab und erklªren Religion 
zu einem januskºpfigen psychologischen Phªnomen. 
F¿r das Kapital sei Religion ein Mittel, die Arbeiter-
klasse zu beschwichtigen. F¿r die Arbeiterklasse sei 
Religion dagegen ein Mittel, den eigenen Zustand 
ertrªglich erscheinen zu lassen. In der Konsequenz 
m¿sse es die Verwirklichung einer klassenlosen Ge-
sellschaft mit sich bringen, dass Religion ¿berfl¿ssig 
werde und verschwinde.   

Angesichts dieser ablehnenden Haltung ¿berrascht es, 
dass die Verfassung der DDR umfassende religiºse 
Rechte verb¿rgte. In Artikel 41 hieÇ es: 

ĂJeder B¿rger genieÇt volle Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit. Die ungestºrte Religionsaus¿bung steht 
unter dem Schutz der Republik.ñ 

Artikel 43 lautete:  

ĂEs besteht keine Staatskirche. Die Freiheit der Verei-

nigung zu Religionsgemeinschaften wird gewªhr-
leistet.ñ  

Artikel 44 besagte dar¿ber hinaus: 

ĂDas Recht der Kirche auf Erteilung von Religions-
unterricht in den Rªumen der Schule ist gewªhrleis-
tet.ñ 

Hªlt man sich die Lehre vom Marxismus-
Leninismus auf der einen Seite und die Verfassung 
der DDR auf der anderen Seite vor Augen, fªllt ein 
un¿berbr¿ckbarer Widerspruch auf. Das DDR-
Regime wollte die Religion beseitigen, aber garan-
tierte gleichzeitig religiºse Rechte. 

Um diesen Widerspruch aufzulºsen, wªhlte das 
DDR-Regime den Weg ¿ber indirekte Repressalien. 
Religion blieb zwar stets erlaubt, aber ihre Verbrei-
tung und Aus¿bung wurde nach Krªften erschwert. 
Dabei erklªrte das DDR-Regime die Zur¿ckdrªn-
gung von Religion in der Regel nicht ausdr¿cklich 
zum Ziel seiner MaÇnahmen, auch wenn die MaÇ-
nahmen faktisch auf die Beseitigung von Religion 
abzielten.  

Diese Politik hatte zur Folge, dass im Jahr 1949 
noch etwa 90 % der B¿rgerinnen und B¿rger der 
DDR einer Religionsgemeinschaft angehºrten, im 
Jahr 1988 hingegen nur noch etwa 40 %.  

Wªhrend ihres 40-jªhrigen Bestehens durchlebte die 
Religionspolitik der DDR Schwankungen. Mit der 
Gr¿ndung des ostdeutschen Staates im Jahr 1949 
stand das Regime den Religionsgemeinschaften noch 
verhªltnismªÇig gleichg¿ltig gegen¿ber.  

Die Situation verschªrfte sich dann mit Ausrufung 
des Programms zum ĂAufbau des Sozialismusñ im 
Jahr 1952. Ziel dieses Programms war es, sich ver-
stªrkt vom Westen abzugrenzen. Aus diesem Grund 
wurden die ĂJungen Gemeindenñ der evangelischen 
Kirche, die grenz¿berschreitend organisiert waren, 
als reaktionªr eingestuft und verboten. Glªubige 
wurden verhaftet oder der Schule verwiesen. Gebªu-
de wurden beschlagnahmt. Zudem wurden alle Akti-
vitªten unter Beobachtung des Ministeriums f¿r 
Staatssicherheit gestellt.  

Eine Entspannung trat erst im Jahr 1953 mit dem 
Tod Josef Stalins und der Ausrufung der ĂNeuen 
Ordnungñ ein. Statt Religion zu bekªmpfen, wollte 
das Regime Glªubige nun vom Sozialismus ¿berzeu-
gen. Der Kampf gegen die ĂJungen Gemeindenñ der 
evangelischen Kirche wurde eingestellt.  

Stattdessen griff das DDR-Regime zu subtileren 
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MaÇnahmen. Im Jahr 1955 wurde die Jugendweihe 
eingef¿hrt, um die christliche Konfirmation zu ver-
drªngen. Seit dem Jahr 1956 zog der DDR-Staat nicht 
mehr die Kirchensteuer ein.  

Im Jahr 1957 verschªrfte sich die Lage dann wieder, 
als die Evangelische Kirche einen Militªrseelsorge-
vertrag mit der Bundesrepublik unterzeichnete. Wie-
der fanden Verhaftungen von Glªubigen statt, die als 
Mitglieder einer ĂMilitªrkircheñ gebrandmarkt wur-
den.  

Zu einem groÇen Umbruch kam es im Jahr 1961 mit 
dem Bau der Berliner Mauer. Grenz¿berschreitender 
Verkehr war fortan untersagt ï auch Reisen von evan-
gelischen Kirchvertretern. In der Konsequenz musste 
sich die Evangelische Kirche faktisch in Ost und 
West aufspalten. Diese Spaltung wurde im Jahr 1969 
mit der Gr¿ndung des ĂBundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDRñ formell vollzogen. Der katholi-
schen Kirche hingegen gelang es, Strukturen und Per-
sonalaustausch zwischen Ost und West aufrechtzuer-
halten.     

In den 1970er Jahren vollzog sich dann eine Entspan-
nung. Diese wurde vor allem von dem Vorsitzenden 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, 
dem Bischof Albrecht Friedrich Schºnherr, vorange-
bracht. Dieser entwickelte das Prinzip der ĂKirche im 
Sozialismusñ. Gemeint war damit, dass  die Evangeli-
sche Kirche den Sozialismus anerkannte und fortan 
innerhalb des sozialistischen Systems wirken wollte. 
Im Gegenzug nahm das DDR-Regime seine Repres-
salien teilweise zur¿ck. Die Katholische Kirche hin-
gegen behielt ihren Standpunkt bei und agierte auch 
weiterhin nicht innerhalb, sondern neben dem Staat. 

Die Formel "Kirche im Sozialismus" entstand auf der 
Bundessynode der DDR-Kirchen 1971 in Eisenach. 
Damals erklªrte Albrecht Schºnherr, der Vorsitzende 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR: 
"Wir wollen Kirche nicht neben, nicht gegen, sondern 
Kirche im Sozialismus sein." Heino Falcke, spªter 
Propst in Erfurt, formulierte: "Wir m¿ssen den Ort, an 
dem wir leben, mit unserem Zeugnis genau ins Auge 
fassen. Wir m¿ssen in diese Gesellschaft hineingehen 
mit unserem Zeugnis und mit unserem Dienst, wir 
d¿rfen uns nicht abtrennen lassen in eine Nische ne-
ben dem Sozialismus, und wir d¿rfen uns auch nicht 
vom Sozialismus vorschreiben lassen, was Kirche an 
diesem Ort zu tun hat. Wir haben Kirche in dieser 
sozialistischen Gesellschaft zu sein." 

Ihre grºÇte Bedeutung erlangten die Kirchen in den 
1980er Jahren als Teil der Friedensbewegung. Die 
Kirchen waren fortan Anlaufpunkt f¿r Menschen, die 
sich gegen den sogenannten Ăbewaffneten Friedenñ ï 
also in Wahrheit gegen den Militarismus des DDR-
Regimes ï zur Wehr setzten. Immer mehr Menschen 

schlossen sich dieser Bewegung an, und zwar unab-
hªngig davon, ob sie sich zum christlichen Glauben 
bekannten oder nicht. Man organisierte Friedens-
gruppen, Jugendtage, Liederabende und vieles ande-
re mehr. Schwerter wurden symbolisch zu Pflug-
scharen geschmiedet.  

Im Februar 1989 fand die Bewegung einen Hºhe-
punkt, als die Ă¥kumenische Versammlung f¿r Ge-
rechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schºpfung 
in der DDRñ tagte. Vertreter von 19 Kirchen, ein-
schlieÇlich der katholischen Kirche, versammelten 
sich und beschlossen ein Forderungspapier, um nicht 
weniger zu erreichen als die ĂRettung der Erde vor 
Krieg und Gewaltñ.  

Zunªchst versuchten die Kirchen, ihren Kurs als 
ĂReligionsgemeinschaften im Sozialismusñ beizube-
halten und sich mit dem DDR-Regime zu arrangie-
ren. Mit Beginn der friedlichen Revolution war das 
nicht mehr mºglich. Die Kirchen wurden ein wichti-
ger R¿ckzugsort der friedlichen Revolutionªre. Bei-
spielhaft sei nur die Leipziger Nicolaikirche wªh-
rend der Montagsdemonstrationen erwªhnt. 

Letztlich lªsst sich zusammenfassen, dass die Kir-
chen das DDR-Regime nicht als gottgegebene Ob-
rigkeit akzeptierten. Vielmehr waren sie ¿berzeugt, 
dass das DDR-Regime nicht im Sinne des christli-
chen Glaubens handelte. Aus diesem Grund suchten 
die Kirchen nach Wegen, um ihren Glauben im sozi-
alistischen Staat zu leben. Dabei entschieden sie 
sich, keinen bewaffneten Widerstand gegen das Re-
gime zu leisten. Vielmehr waren ihre Mittel friedli-
cher Natur. In den Kirchen selber blieb dabei um-
stritten, inwieweit sich deren Mitglieder auf eine 
Zusammenarbeit mit der sozialistischen Gesell-
schaft, in der sie lebten, einlassen sollten. Die Kir-
chen verbreiteten das Wort Gottes und unterst¿tzten 
hilfsbed¿rftige Menschen. Dabei stellten sie sich 
nicht offen gegen das Regime. Im Gegenzug trotzten 
sie der Politik das Zugestªndnis ab, mehr oder weni-
ger geduldet zu werden. Aus dieser Position heraus 
gelang es den Kirchen, den Sozialismus zu ¿berdau-
ern und dabei so engagiert wie mºglich im Sinne des 
christlichen Glaubens zu wirken ï bis das Regime in 
der friedlichen Revolution schlieÇlich gest¿rzt wur-
de. 

Auf eine einfache Formel gebracht: Man sollte stets 
den eigenen Glauben vertreten und danach handeln. 
Man sollte Frieden fordern und Nªchstenliebe prak-
tizieren. Um dies tun zu kºnnen, muss man stets 
nach friedlichen Kompromissen suchen.  

Anne-Marie Keding 
Ministerin f¿r Justiz und Gleichstellung  
des Landes Sachsen-Anhalt 
Mitglied im EAK-Landesvorstand 
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Das Stichwort ¥kumene sorgt in der breiteren kirchli-
chen ¥ffentlichkeit regelmªÇig f¿r unglªubiges Kopf-
sch¿tteln. So nahm der fr¿here Bundestagsprªsident 
Norbert Lammert das Reformationsgedenken im ver-
gangenen Jahr zum Anlass, seinem  rger ¿ber die 
Existenz verschiedener Kirchen Ausdruck zu verlei-
hen. In Anwesenheit des Ratsvorsitzenden der EKD 
und des Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonfe-
renz reklamierte er f¿r sich, keinen einzigen relevan-
ten Glaubensunterschied zwischen den Kirchen er-
kennen zu kºnnen, der eine Wiederherstellung der 
Einheit der Kirchen verhindere und mutmaÇte gleich-
zeitig, im Selbstbehauptungsbed¿rfnis der Kirchen 
lªge der wahre Grund f¿r die bleibende Trennung der 
unterschiedlichen Kirchen. Der Eindruck mangelnden 
Willens zu ºkumenischen Fortschritten wird regelmª-
Çig hervorgerufen, wenn selbst 
kleinste Schritte des Aufeinan-
derzugehens durch kleinliche 
Bedenken zunichte gemacht 
werden wie j¿ngst im innerka-
tholischen Streit ¿ber die Zulas-
sung evangelischer Ehepartner 
bei der katholischen Eucharis-
tiefeier. 
Es gibt durchaus Stimmen, die 
danach fragen, ob das Thema 
¥kumene nicht ¿berbewertet 
wird und ob die sichtbare Ein-
heit ¿berhaupt wesenhaft zur 
Kirche gehºrt. Christus habe 
zwar nur eine Kirche gestiftet, 
doch die lieÇe sich ªuÇerlich gar 
nicht darstellen, sondern sei 
lediglich als unsichtbare Kirche 
in dieser Welt prªsent. Tatsªch-
lich ist der Ansatz der ºkumeni-
schen Bewegung, die seit rund 
100 Jahren auf der Suche nach 
der sichtbaren Einheit der Kir-
che ist und f¿r die ¦berwindung 
der konfessionellen Spaltungen 
arbeitet, nicht unumstritten. 
Wªhrend der ¿berwiegenden 
Zeit der Kirchengeschichte ha-
ben sich die verschiedenen Kir-
chen durch Streit in der Auslegung der Glaubenslehre 
voneinander abgegrenzt und die eigene Rechtglªubig-
keit betont. Erst unter dem Einfluss Nikolaus Ludwig 
Graf von Zinzendorfs und der pietistischen Erwe-
ckungsbewegung im 18. und 19. Jahrhundert, f¿r die, 
zum Beispiel, die Franckeschen Stiftungen in Halle 
stehen, kam es zur Wiederbelebung des Bewusstseins 
von der weltweiten Zusammengehºrigkeit aller Chris-
ten und aller Kirchen. ¥kumene als geistliche Hal-
tung, die der weltweiten Ausrichtung des christlichen 
Glaubens entspricht, steht spªtestens seit der Weltkir-
chenkonferenz 1937 in Oxford als Anfrage kirchli-
chen Handelns im Raum: ĂDas Fehlen der Einheit 
(steht) mit den letzten Zielen und hºchsten Zielen der 
Kirche in ernstem Widerspruch.ñ (1) 
Dabei ist bis heute kein Konsens dar¿ber erreicht, wie 

das Ziel der Einheit sichtbar zu verwirklichen ist. 
Geht die katholische Auffassung davon aus, dass die 
Einheit der Kirchen wesentlich im Glauben und in 
der Ordnung der Kirche ihren Ausdruck finden 
muss, favorisieren die in der Gemeinschaft Evangeli-
scher Kirchen in Europa (GEKE) zusammenge-
schlossenen Kirchen das Modell der versºhnten Ver-
schiedenheit, das kirchliche Gemeinschaft in Wort 
und Sakrament auch bei bestehenden Lehrunter-
schieden f¿r sinnvoll und praktikabel hªlt. GemªÇ 
der Confessio Augustana, der grundlegenden lutheri-
schen Bekenntnisschrift, sehen es die evangelischen 
Kirchen als f¿r die Einheit ausreichend an, dass 
Ăeintrªchtig in reinem Verstªndnis das Evangelium 
gepredigt und die Sakramente dem gºttlichen Wort 
gemªÇ gereicht werdenñ(2). F¿r die orthodoxen Kir-

chen zielt die Suche nach der 
Einheit vordringlich auf ¦ber-
windung des Schismas zwi-
schen West- und Ostkirche 
oder der ¦berwindung der Ab-
spaltung von der weiterhin 
bestehenden einen Kirche als 
die sich die Ostkirche betrach-
tet. 
In dieser komplexen Situation 
kommt der Arbeitsgemein-
schaft Christlicher Kirchen 
(ACK) eine besondere Verant-
wortung zu. Die ACK wurde in 
Deutschland 1948 gegr¿ndet, 
um eine gemeinsame Vertre-
tung der deutschen Kirchen bei 
der Gr¿ndung des ¥kumeni-
schen Rates der Kirchen in 
Amsterdam im gleichen Jahr zu 
ermºglichen. Heute ist die 
ACK Ăein unverzichtbares In-
strument der multilateralen 
ºkumenischen Zusammenar-
beitñ(3), die das Zusammen-
wirken unterschiedlicher Kir-
chen im Geiste der Multilatera-
litªt beharrlich anmahnt. For-
men der bilateralen Verstªndi-
gung zwischen zwei Kirchen, 

etwa der rºmisch-katholischen und der evangeli-
schen Kirche, blenden in der Regel die weitergehen-
den Aspekte aus, die durch Beteiligung mºglichst 
aller Kirchen und Gemeindeb¿nde erreicht werden 
kann. Obwohl sich die Kirchen in Europa bereits im 
Jahr 2001 in der Charta Oecumenica unter anderem 
dazu verpflichtet haben, Ăauf allen Ebenen des kirch-
lichen Lebens gemeinsam zu handeln, wo die Vo-
raussetzungen daf¿r gegeben sind und nicht Gr¿nde 
des Glaubens oder grºÇere ZweckmªÇigkeit dem 
entgegenstehenñ(4), wird hªufig der Eindruck er-
weckt, ¥kumene sei vorrangig eine Aufgabe der 
groÇen Kirchen. Das Gegenteil ist der Fall. Die Kir-
chen, die der Meinung sind, alleine handeln zu kºn-
nen, m¿ssen es aktiv mit den oben genannten Aus-
nahmen begr¿nden, warum sie, zum Beispiel, einen 
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regionalen Kirchentag, diakonisches oder karitatives 
Handeln, schulischen Religionsunterricht oder gottes-
dienstliche Formen an kirchlichen oder ºffentlichen 
Gedenktagen ohne Beteiligung der am jeweiligen Ort 
vertretenen anderen Kirchen praktizieren. Der ACK 
kommt die Aufgabe zu, gleichsam Stachel im Fleisch 
der Kirchen und Gemeinden zu sein, die oft genug 
darin nachlassen, ihre eigene Selbstgen¿gsamkeit zu 
¿berwinden und Konkurrenzdenken zu vermeiden. 
Die Ausgangslage f¿r die ¥kumene speziell in Sach-
sen-Anhalt war seit jeher gut. Bereits bei der Gr¿n-
dung im Jahr 1979 in den damaligen Bezirken Mag-
deburg und Halle waren sich die Kirchen bewusst, 
dass trotz wesentlicher Unterschiede im Verstªndnis 
des Glaubens ein Nebeneinander oder gar Gegenei-
nander nicht in Frage kommt, wenn man einer Gesell-
schaft gegen¿bersteht, die den Atheismus zur Staats-
doktrin erhoben hat. Und so verpflichteten sich im 
Gr¿ndungsjahr 11 Kirchen und Gemeindeb¿nde nicht 
nur zum Austausch von Informationen und Arbeits-
hilfen, sondern zur Fºrderung des theologischen Ge-
sprªchs ¿ber ºkumenische Grundsatzfragen, zur Fºr-
derung gegenseitigen Einvernehmens und zur Fºrde-
rung der Gemeinschaft in Zeugnis und Dienst in den 
verschiedenen Arbeitsgebieten kirchlichen Lebens. 
Diese positive Einstellung zur ¥kumene hat sich ¿ber 
die Zeit nach 1989 bis heute erhalten, so dass zahlrei-
che gemeinsame Initiativen umgesetzt werden konn-
ten. 2009 wurden Konkretionen zur Charta Oecume-
nica f¿r Sachsen-Anhalt feierlich unterzeichnet, jªhr-
lich stattfindende ¥kumenetage vermitteln besonders 
f¿r Gemeindeglieder die Mºglichkeiten, die sich in 
Lehre und Praxis anderer Kirchen entdecken und f¿r 
das eigene geistliche Leben fruchtbar machen lassen. 
Im Zusammenhang mit dem Reformationsgedenken 
haben der ºkumenische Pilgerweg zur Bibel 2013, der 
ºkumenische Pilgerweg zur Versºhnung 2015 und 

schlieÇlich die bundesweite Erºffnung der Gebets-
woche zur Einheit der Christen 2017, jeweils in Lu-
therstadt Wittenberg durchgef¿hrt, den Anspruch 
und die Kraft der ¥kumene im Kernland Martin Lu-
thers unter nationaler Beachtung und Beteiligung 
wirkungsvoll unterstrichen. 
Die heute in der ACK Sachsen-Anhalt zusammenge-
schlossenen 13 Mitgliedskirchen und 5 Gastmit-
gliedskirchen f¿hlen sich verpflichtet, daran mitzu-
wirken, in der Mitte der Gesellschaft als Zeugnis- 
und Dienstgemeinschaft zu leben und sich daf¿r im 
ºffentlichen Leben im Sinne des Gemeinwohls zu 
betªtigen, soweit es die jeweiligen Umstªnde mºg-
lich machen. 
 
J¿rgen Dittrich 
Landesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft Christ-
licher Kirchen (ACK) in Sachsen-Anhalt 
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